
Beschwerden beim Deutschen Presserat 2017

Insgesamt: 1.788 
Beschwerden 

(inkl. 166 
Sammelbeschwerde-

führern)

474 //  27 %
Vereinfachtes 
Verfahren

1.314  //  73 %
Beschwerden 
(inkl. Sammelbeschwerden)

Entscheidungen in den Beschwerdeausschüssen 2017 
(begründet/unbegründet)

Insgesamt: 
508 Beschwerden

277
begründete 
Beschwerden

231
unbegründete 
Beschwerden

BESCHWERDEN BEIM DEUTSCHEN PRESSERAT 2017 ENTSCHEIDUNGEN IN DEN BESCHWERDEAUSSCHÜSSEN 2017 
(BEGRÜNDET/UNBEGRÜNDET)

NAHEZU JEDE ZWEITE RÜGE WEGEN SCHLEICHWERBUNG 

Im „ordentlichen“ Verfahren hat der Deutsche Presserat im Jahr 2017 insgesamt 
1.314 Beschwerden behandelt (inklusive 166 Beschwerdeführern, die sich an 54 
Sammelbeschwerden beteiligten). Nur 508 Beschwerden davon gelangten in die 
Ausschüsse  - weit weniger als in den Vorjahren, da ein Großteil der Beschwerden 
bereits in der Vorprüfung als offensichtlich unbegründet bewertet wurde. Hier gab 
es keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass die Redaktion unsauber gearbeitet hatte. 2016 
wurden noch 728 Beschwerden in den Ausschüssen behandelt, im Rekordjahr 2015 
waren es wegen des Germanwings-Absturzes sogar 1.139. 

Die Beschwerdeausschüsse haben insgesamt 231 Beschwerden als begründet 
bewertet und Sanktionen ausgesprochen. 277 Beschwerden waren unbegründet. 
Gab es mehrere Beschwerden gegen eine Veröffentlichung, wurde nur eine Sanktion 
ausgesprochen.

Die Sanktionen waren 2017 weniger scharf als im Jahr davor: Die Zahl der Rügen 
ging auf 21 zurück. 2016 hatte es noch über 33 und im Jahr davor sogar 35 Rügen 
gegeben. 2017 sanken die Rügen damit wieder auf das Niveau von 2014. Hinzu 
kamen 58 Missbilligungen und 153 Hinweise. 45 Fälle hielt der Ausschuss zwar für 
begründet, verzichtete jedoch auf eine Maßnahme. Meistens hatten die Medien in 
diesen Fällen bereits auf die Beschwerde reagiert und eine beanstandete Textstelle 
nachträglich geändert. 

Allein 9 von 21 Rügen richteten sich gegen Schleichwerbung bzw. Verletzungen 
des Grundsatzes der klaren Trennung von redaktionellen Inhalten und Werbung 
nach Ziffer 7 des Pressekodex.  Gerade im unklaren Aufbau von Online-Seiten und 
der Bezeichnung von bezahlten Veröffentlichungen als „Partnerinhalt“ sah der 
Presserat eine schwerwiegende Irreführung der Leserinnen und Leser. Die Bezeich-
nung „Partnerinhalt“ ist kein presseethisch akzeptables Synonym für den Hinweis 
„Anzeige“, stellte der Presserat fest. Und weiter: Besonders bei sogenannten Native 
Advertising-Werbeformen muss auf eine klare Anzeigenkennzeichnung geachtet 
werden, da ihre redaktionelle Aufmachung Leserinnen und Leser über die Werbeab-
sicht hinwegtäuschen kann.
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ENTSCHEIDUNGEN BEI BEGRÜNDETEN BESCHWERDEN 2017 GEGEN WEN RICHTETE SICH DIE BESCHWERDE 2017?

Entscheidungen bei begründeten Beschwerden 2017

277 Sanktionen 
(bei 344 Beschwerden )

öffentliche 
Rügen

21 öffentliche Rügen bei 55 Beschwerden  
58 Missbilligungen bei 74 Beschwerden 
153 Hinweise bei 161 Beschwerden  
45 begründete Beschwerden ohne 
Maßnahme bei 54 Beschwerden

nicht-öffentliche 
Rügen

Missbilligungen Hinweise begründet, keine 
Maßnahme

0

50

100

150

200

21

58

153

45

0

Anzahl der 
Sanktionen

Gegen wen richtete sich die Beschwerde 2017? 

Insgesamt waren 
1.148 Beschwerden 
anhand des Kodex 

zu prüfen 
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Sammelbeschwerde-
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DIE MEISTEN BESCHWERDEN RICHTEN SICH  
GEGEN REGIONAL- UND LOKALZEITUNGEN 

Wie in den Jahren davor beschwerten sich Leserinnen und Leser am häufigsten 
gegen ihre Regional- und Lokalzeitungen und deren Online-Auftritte. Gegen diese 
Gruppe gingen insgesamt 518 Beschwerden (45 Prozent) ein. Fast jede zweite 
Beschwerde richtete sich somit gegen die Regionalpresse. Danach folgten Publikum-
szeitschriften mit 207 Fällen (18 Prozent), gefolgt von Boulevardzeitungen mit 158 
Fällen (14 Prozent) und überregionalen Tageszeitungen mit 150 Fällen (13 Prozent). 
Kaum im Fokus der Kritik: Nachrichtenagenturen mit nur 9 Beschwerden. 

PRIVATPERSONEN BESCHWEREN SICH  
HÄUFIGER ALS VEREINE ODER PARTEIEN

1.192 Privatpersonen (90 Prozent) wandten sich 2017 an den Presserat. Dem ge-
genüber standen lediglich 122 (10 Prozent) Vereine, Parteien, Unternehmen oder 
Behörden. Das Verhältnis ist ähnlich wie in den Jahren zuvor. 
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WER REICHTE 2017 BESCHWERDE EIN?

RICHTETE SICH DIE BESCHWERDE GEGEN DEN PRINT- ODER ONLINE-ARTIKEL?

Wer reichte 2017 Beschwerde ein?

Anzahl der 
Beschwerden

Insgesamt waren 
1.148 Beschwerden 
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Sammelbeschwerde-
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WIEDER ETWAS MEHR BESCHWERDEN  
GEGEN PRINT-VERÖFFENTLICHUNGEN

2017 gab es wieder etwas mehr Beschwerden gegen Print-Veröffentlichungen als 
in den Jahren zuvor: 332 Beschwerden (29 Prozent) richteten sich gegen gedruckte 
Artikel in Zeitungen und Zeitschriften, im Vorjahr waren es 24,2 Prozent. Nach wie 
vor bezieht sich mit 726 Beschwerden und 63 Prozent die Mehrzahl aber weiterhin 
auf reine Online-Veröffentlichungen. Sowohl die Print- als auch die Online-Variante 
einer identischen Veröffentlichung wurde von 90 Beschwerdeführern (8 Prozent) 
kritisiert, genauso viel wie im Vorjahr. Das bedeutet nicht, dass Online-Redaktionen 
schlechter arbeiten als Printredaktionen. Möglicherweise spiegelt sich hier das geän-
derte Leserverhalten wieder, aber auch die leichtere Beschwerdemöglichkeit könnte 
ein Grund sein: So ist es einfacher, dem Presserat einen Link zu mailen anstatt einen 
Artikel einzuscannen oder die Zeitung per Post zu schicken.

Richtete sich die Beschwerde gegen den Print- oder Online-Artikel?

Insgesamt waren 
1.148 Beschwerden 
(exklusive 166 Sam-
melbeschwerdefüh-

rern) anhand des 
Kodex zu prüfen.
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AM HÄUFIGSTEN ZU PRÜFEN: 
BESCHWERDEN GEGEN DIE SORGFALTSPFLICHT 

Am häufi gsten waren wie schon im Vorjahr Beschwerden wegen möglicher Verstöße 
gegen die journalistische Sorgfaltspfl icht (Ziff er 2) des Kodex. Zu 38 Prozent bezogen 
sich Beschwerden auf dieses Thema, wobei eine Beschwerde auch anhand mehrerer 
Ziff ern geprüft werden kann. Etwa zu zehn Prozent bezogen sich Beschwerden auf 
Ziff er 8 (Persönlichkeitsschutz) und auf Ziff er 12 (Diskriminierung). 

WIEDEREINFÜHRUNG EINES 
BUNDESEINHEITLICHEN PRESSEAUSWEISES

Seit 2018 geben Journalisten- und Verlegerverbände wieder einen bundeseinheit-
lichen Presseausweis heraus. Er trägt das Logo des Presserates und die Unterschrift 
des Vorsitzenden der Innenministerkonferenz. Sechs Verbände sind berechtigt, das 
neue Dokument auszustellen: Der Deutsche Journalisten-Verband (DJV), die Ge-
werkschaft dju in ver.di, der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV), der 
Verband Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ), der Verband Deutscher Sportjourna-
listen (VDS) sowie der Fotografenverband Freelens.  

Grundlage für den neuen Ausweis ist eine 2016 getroff ene Vereinbarung zwi-
schen der Innenministerkonferenz und dem Presserat, die klare Kriterien für die 
Ausstellung des Ausweises festlegt. Eine beim Presserat eingerichtete „Ständige 
Kommission“ mit je zwei vom Presserat und der Innenministerkonferenz benannten 

Mitgliedern prüft, welche Verbände die Voraussetzungen mitbringen. U.a. dürfen sie 
die Ausgabe der Presseausweise weder gewerblich noch als Hauptzweck betreiben. 
Den Ausweis erhalten nur nachweislich hauptberufl ich tätige Journalistinnen und 
Journalisten. 

Der bundeseinheitliche Presseausweis dient Journalistinnen und Journalisten als 
Nachweis ihrer journalistischen Professionalität, z.B. gegenüber staatlichen Stellen. 
Behörden und Einsatzkräften wird dadurch die Überprüfung erleichtert, wer als 
Vertreterin und Vertreter der Presse tätig ist. „Das schaff t Sicherheit für alle Beteili-
gten. Wir erwarten uns davon auch eine höhere Akzeptanz journalistischer Arbeit. 
Die ist überfällig“, so Cornelia Haß, bis Ende 2017 Vorsitzende des Trägervereins des 
Deutschen Presserats.

Die ausgabeberechtigten Verbände haben ein Selbstverwaltungsgremium einge-
richtet, das zwei Mal im Jahr tagen wird. Es unterstützt die Ständige Kommission in 
beratender Funktion und erstellt zum 1. Oktober 2018 eine Statistik über die Anzahl 
der ausgestellten Presseausweise bzw. der Ablehnungen und Entziehungen von 
Presseausweisen.   
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VORSITZ TRÄGERVEREIN 
2018/19: Kajo Döhring (DJV), 
stellvertretender Vorsitzender Dirk Platte (VDZ)

SPRECHER 
2018/2019: Volker Stennei (BDZV), 
stellvertretender Sprecher Manfred Protze (dju) 

VORSITZ BESCHWERDEAUSSCHUSS 1 
2018: Matthias Wiemer (dju) 
2017: Matthias Wiemer (dju)

VORSITZ BESCHWERDEAUSSCHUSS 2 
2018: Matthias Meincke (BDZV)  
2017: Matthias Meincke (BDZV)

VORSITZ BESCHWERDEAUSSCHUSS  
REDAKTIONSDATENSCHUTZ 
2018: Johannes Endres (VDZ)  
2017: Johannes Endres (VDZ)

PERSONALIEN
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